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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Sicherheit des Luftverkehrs 

hier: Bericht über die notwendigen gesetzlichen und 
organisatorischen Maßnahmen zur Verstärkung 
der Gefahrenabwehr im Luftverkehr (Luftauf- 
sicht) 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 22. Oktober 
1971 

— Drucksache VI/2721 — 


L Gegenwärtige Lage 
1. Zuständigkeitsregelung 

Die Luftverkehrs Verwaltung wird nach Artikel 87 d Abs. 1 GG 
in bundeseigener Verwaltung geführt. Bestimmte Aufgaben der 
Luftverkehrsverwaltung sind auf der Grundlage des Artikels 
87 d Abs. 2 GG den Ländern als Auftrags Verwaltung übertragen 
worden. Hierunter fällt nach § 31 Abs. 2 Nr. 18 Luftverkehrs- 
gesetz (LuftVG) die Ausübung der „Luf tauf sicht", soweit diese 
nicht der Bundesanstalt für Flugsicherung (BFS) oder dem Luft- 
fahrt-Bundesamt (LBA) übertragen ist. Die seit den Anschlägen 
im Februar 1970 auf allen deutschen Verkehrsflughäfen durch- 
geführten Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren für die 
Sicherheit des Luftverkehrs sind Maßnahmen der Luftaufsicht 
im Sinne der Spezialregelung des § 29 Abs. 1 LuftVG; diese 
Aufgaben der Luftaufsicht sind von den in Bundesauftragsver- 
waltung tätigen Luftfahrtbehörden der Länder auszuführen. 
Der Bundesminister für Verkehr legt in Ausführung des § 31 
Abs. 1 LuftVG Art und Umfang der Sicherungsmaßnahmen fest. 
Er erläßt nach Artikel 85 Abs. 3 GG entsprechende Weisungen 
an die Obersten Landesverkehrsbehörden, die deren Vollzug 
sicherzustellen haben. 

Bei der Festlegung des gesamten Sicherungssystems auf den 
Verkehrsflughäfen bedient sich der Bundesminister für Verkehr 
der koordinierenden Hilfe des „Ständigen Sicherheitssausschus- 
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ses der Zivilluftfahrt (SAL)“. In ihm sind neben dem Bundes- 
minister des Innern alle für die Sicherheit des zivilen Luftver- 
kehrs zuständigen Bundes- und Länderbehörden und andere 
betroffene Stellen der Luftfahrt vertreten. Durch die breit an- 
gelegte Zusammenarbeit wurden fachlich wirksame Sicherungs- 
maßnahmen getroffen ohne das die Leichtigkeit und Flüssigkeit 
des Luftverkehrs in unvertretbarem Maße beeinträchtigt wurde. 
Die Maßnahmen entsprechen den von der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation (ICAO) gegebenen und auf verschiede- 
nen Konferenzen international abgestimmten Empfehlungen. 

2. Durchführung der Maßnahmen 

Die im Rahmen der Auftragsverwaltung tätigen Obersten Lan- 
desbehörden haben die Durchführung der Luftaufsichtsmaßnah- 
men innerhalb ihres Verwaltungsbereichs unterschiedlich orga- 
nisiert und sie auf verschiedene Exekutivorgane übertragen. 
Als Folge dieser unterschiedlichen Organisation werden die 
Sicherungsmaßnahmen teilweise von eigenem Luftaufsichts- 
personal und den in Amtshilfe oder Organleihe herangezoge- 
nen Polizeikräften der Länder getroffen. Diese Vollzugskräfte 
werden von der Zollverwaltung sowie von Personal der Flug- 
hafengesellschaften und der Deutschen Lufthansa unterstützt. 

Bei erhöhter Gefährdung stehen zur Sicherung des Luftver- 
kehrs außerdem Kräfte der Bundesgrenzschutz-Verbände zur 
Verfügung, die gegebenenfalls von den Innenministerien der 
Länder angefordert und dann in der Form der Organleihe oder 
der Amtshilfe tätig werden. Zur Zeit sind hierfür auf den Flug- 
häfen Frankfurt, Hannover, Hamburg und Bremen täglich rund 
200 Angehörige der Bundesgrenzschutz-Verbände eingesetzt. 
Nach übereinstimmender Auffassung der Innenminister der 
betroffenen Länder hätte sich in der Vergangenheit und würde 
sich in der Gegenwart ohne den Einsatz von Kräften der Bun- 
desgrenzschutz-Verbände und ohne die zusätzlich ausgeführten 
verschärften grenzpolizeilichen Kontrollen durch den Grenz- 
schutzeinzeldienst sowie die grenzpolizeilich tätigen Länder- 
polizeien die Sicherung des Luftverkehrs gegen äußere Gefah- 
ren nicht in dem gewünschten Maße gewährleisten lassen. 

Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit der vorgenannten Personen 
und Stellen sind § 29 LuftVG (Abwehr äußerer Gefahren) und 
— ebenso wie in verschiedenen arideren Staaten — der Beför- 
derungsvertrag und die freiwillige Bereitschaft des Fluggastes, 
sich den Sicherungsmaßnahmen zu unterwerfen. 

3. Folgerung 

Der unter 1. und 2. dargestellte Aufbau der Luftaufsicht in der 
Bundesrepublik Deutschland und der durch die Auftragsver- 
waltung bedingte unterschiedliche Vollzug der Luftaufsichts- 
maßnahmen führten im Bereich der Länder zu Schwierigkeiten 
auf den Gebieten der Organisation, des Personals, der Kosten 
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und des Meldewesens. Um diese Schwierigkeiten zu beseitigen 
und um die Sicherungsmaßnahmen auf den Verkehrsflughäfen 
einheitlich durchzuführen, beschloß das Bundeskabinett auf 
seiner Sitzung am 1. Oktober 1970 u. a., daß die Organisation 
der Luftaufsicht und die Aufgabenverteilung zwischen Bund und 
Ländern langfristig durch eine gesetzliche Regelung unter Ver- 
wertung der gegenwärtigen Erfahrungen auf eine neue Basis 
gestellt werden. 


n. Vorschläge zur Änderung der Zuständigkeiten und Schaffung 
von Rechtsgrundlagen 


1. Zuständigkeitsregelung 

In Ausführung des o. a. Kabinettsbeschlusses wurden unter 
Federführung des BMV in zahlreichen Verhandlungen sowohl 
mit den beteiligten Bundesressorts BMI, BMWF und BMP als 
auch den zuständigen Obersten Landesverkehrsbehörden Lö- 
sungsmöglichkeiten erörtert. Die Verhandlungen haben bisher 
noch nicht zu einem abschließenden Ergebnis geführt. 

Nach Auffassung des BMV und des BMI ist anzustreben, eine 
klare und eindeutige Zuständigkeitsregelung dadurch zu schaf- 
fen, daß der Teilbereich „Abwehr äußerer Gefahren" der Luft- 
aufsicht auf Verkehrsflughäfen durch Änderung des § 31 Abs. 2 
Nr. 18 LuftVG auf den Bund zurückübertragen wird. Die Siche- 
rungsmaßnahmen könnten dann vom BMV angeordnet und 
vom Bundesgrenzschutz durchgeführt werden. Der BMV würde 
Weisungsbefugnis gegenüber dem Bundesgrenzschutz in Ange- 
legenheiten der Luftaufsicht erhalten und die Fachaufsicht aus- 
üben. 

Eine entsprechende gesetzliche Regelung stieß bisher auf den 
Widerstand der Mehrzahl der Länder. Nach dem letzten Stand 
der Verhandlungen zeichnet sich nunmehr die Bereitschaft der 
meisten Länder ab, der Rückübertragung der Aufgaben der 
äußeren Gefahrenabwehr in die Zuständigkeit des Bundes nicht 
länger zu widersprechen. Bedenken bestehen allerdings bei 
einigen Ländern dagegen, daß der Bundesgrenzschutz ausdrück- 
lich im Luftverkehrsgesetz als für diese Aufgaben verantwort- 
lich genannt wird. Diese Bedenken können dadurch ausgeräumt 
werden, daß im Luftverkehrsgesetz nur die Rückübertragung 
dieser Aufgaben auf den Bund festgelegt und der BMV gleich- 
zeitig ermächtigt wird, im Einvernehmen mit der jeweils zu- 
ständigen obersten Bundesbehörde durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, welche Behörden diese Aufgaben erfüllen. Gegen 
den tatsächlichen Einsatz von Kräften des Bundesgrenzschutzes 
zur Sicherung des Luftverkehrs haben die meisten Länder keine 
Bedenken. 

Die Bundesregierung hofft, auf diesem Wege bald zu einer ein- 
vemehmlichen Regelung der Zuständigkeiten auf den Verkehrs- 
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flughäfen zu gelangen und einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorlegen zu können. 

2. Schaffung von Rechtsgrundlagen für die Personen-, Post-, 
Fracht- und Gepäckkontrolle 

Die Neuverteilung der Aufgaben der Luftaufsicht zwischen 
Bund und Ländern wäre eine nur unvollkommene Regelung/ 
wenn nicht gleichzeitig eindeutige Rechtsgrundlagen für die 
Durchführung der Sicherungsmaßnahmen geschaffen würden. 
Der vorliegend Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Luftverkehrsgesetzes enthält daher neben der Neu- 
ordnung der Zuständigkeiten die folgenden materiellen Rege- 
lungen; 

a) Personen, die im Luftverkehr befördert werden sollen oder 
befördert worden sind oder Zugang zu Anlagen und Ein- 
richtungen von Flugplätzen haben oder aus sonstigen Grün- 
den das Flugplatzgelände betreten haben oder betreten wol- 
len, können einer Ausweiskontrolle unterzogen und nach 
Waffen und nach anderen Gegenständen, von denen eine 
Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs ausgehen kann, 
durchsucht werden. 

b) Sachen, insbesondere Postsendungen, Fracht und Gepäck 
(Hand- und Reisegepäck), die auf dem Luftwege befördert 
werden sollen, sowie Sachen, die in ein Luftfahrzeug ver- 
bracht werden sollen oder verbracht worden sind, können 
nach Gegenständen, von denen eine Gefahr für die Sicher- 
heit des Luftverkehrs ausgehen kann, durchsucht werden. 
Die Beförderung von Sachen, von denen eine Gefahr für die 
Sicherheit des Luftverkehrs ausgehen kann, kann im Einzel- 
fall von der Luftfahrtbehörde unterbunden werden, wenn 
eine Durchsuchung nicht durchgeführt werden kann. 

c) Wird die Ausweiskontrolle oder die Durchsuchung von der 
betroffenen Person abgelehnt, so hat die Luftfahrtbehörde 
die Beförderung zu unterbinden. 

d) Die o. a. Maßnahmen dürfen nur auf Flugplätzen durchge- 
führt werden. Sie sind einzustellen, wenn die Sicherheit des 
Luftverkehrs nicht mehr gefährdet ist. 

e) Luftfahrzeuge können nach Gegenständen, von denen eine 
Gefahr für die Sicherheit des Luftverkehrs ausgehen kann, 
durchsucht werden, 

f) Gefährdete Luftfahrteinrichtungen und Anlagen sind zu be- 
wachen. 

Diese Regelungen entsprechen nach Inhalt und Zielsetzung dem 
Referentenentwurf eines „Gesetzes über die Befugnisse der 
Bundesbehörden mit Aufgaben der Gefahrenabwehr.'' 
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3. Weiteres Verfahren 

Wegen des engen Zusammenhangs zwischen den Rechtsgrund- 
lagen für die Sicherungsmaßnahmen und der Regelung der Zu- 
ständigkeit für die Durchführung dieser Maßnahmen ist bisher 
davon abgesehen worden, beide Vorhaben getrennt zu behan- 
deln. Sollte jedoch eine Einigung zwischen Bund und Ländern 
über die Neuordnung der Zuständigkeiten für die Luftaufsicht 
in absehbarer Zeit nicht erzielt werden können, ist beabsichtigt, 
eine gesonderte Gesetzesvorlage einzubringen, mit der eindeu- 
tige Rechtsgrundlagen für die Sicherungsmaßnahmen geschaf- 
fen werden sollen. 

Der Bundesminister des Innern, der Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen und der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen haben diesem Bericht zugestimmt. 


In Vertretung 

Wittrock 



